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Wird das Solidarprinzip in der
Gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) schrittweise abge-
schafft? Die Gesetze der
Schwarz/Gelben Bundesregie-
rung, die zum 1. Januar 2011 in
Kraft getreten sind, legen das
nahe. Sie sind ein kräftiger
Schritt in die „Drei-Klassen-
Medizin“. Da helfen auch alle be-
schönigenden Worte von Bun-
desgesundheitsminister Philipp
Rösler nicht.
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Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1. Die. im
Mon., 16 Uhr, DGB-Haus, Bhf-Platz.
Heidelberg: BeG Sen., FB 9, jed. 2. Mittw. im Mo-
nat, 15 Uhr, Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher
Str. 92.
Kaiserslautern: BeG Sen. FB 9/10: Mitgliedertreff
mit Infos und Plaudern jed. 1. Mittw. im Mo. um
15:30 Uhr im Vereinsheim des Eisenbahner-Sport-
clubs West, Vogelwoogstr. 59. Am 1. Mittw. im
März traditionelle Weinprobe; Anmeld. bis 28.
Febr. bei Peter Klein, Tel. 06363/4100 oder Paul
Mang, Tel. 0631/58080.
Kassel: BeG P/T, am 2. März: Besichtigung der
HNA, 20 Uhr, Treffpunkt Eingang Wilhelmine-
Reichardstr. 1 (Waldau Industriezentrum); am 24.
März: Jahreshauptversammlung, 14 Uhr, „Eppos
Clubhaus“, Damasckestr. 35, Referat: Aktuelle
Themen der Gesundheitsreform vom Beauftragten
der Deutschen Betriebskrankenkasse (Post/VW).
Lübeck: BeG der DT TS Nord, FB 9, Bereich Lü-
beck. Treff jed. 1. Mi. im Mon., 16:30 Uhr, Facken-
burger Allee 31, Raum V153.
Münster: BeG Pb/P/T Sen. Infonachmittag: Ver-
braucherschutz, Frau Mechthild Schneider, um
15 Uhr im Casino der Telekom, Dahlweg 100,
Kontakt: Hans W. Roth, Tel. 0251/235381.
Neubrandenburg: BeG Telekom Neubranden-
burg, Mitgliedervers. am 24. März um 16 Uhr.
Neuss: Sen. Kreis Neuss: Sprechst. in der ver.di-
Geschäftsst., Hammer Landstr. 5, 3. Etage; jew.
1. Mo. im Mon., 10 bis 12 Uhr; 22. Febr., 15 Uhr,
Vater-Rhein, Dormagen-Stürzelberg, Oberstr. 4,
Gesprächsrunde für Mitglieder aus Dormagen.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwabach/
Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do. im Mon.,
14.30 Uhr, Gaststätte „Genossenschaftssaalbau“,
Matthäus-Hermann-Platz 2. Am 3. März Referent
BKK Betriebskrankenkasse; Anmelden für das
Seminar in Schney Mo. 9. Mai bis Fr. 13. Mai.
Oldenburg: Sen OV FB 9/10 Gruppen: Digitalfo-
tos am 2. Die. jeden Mon., 9 Uhr im „Ambiente“-
Vereinslokal des PostSportVereins, Oldenburg,
Alexanderstr. 488; Basteln, Malen, Klönen, Skat
am 2. Die. jeden Mon., 9 Uhr in den Dragoner Stu-
ben, Bundeswehrgelände, Oldenburg, Ulmenstr.;
Jakkolo alle 3 Wochen, Kegeln alle 4 Wochen,
Auskunft Punke 0441-505137; Fahrten in 2010
Auskunft Lojowsky 0441-301069.
Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. jeden Mittw.,
11-12 Uhr, ver.di-Geschäftsst., Offenburg, Okenstr.
1c, auch tel.: 07 81/91 71 14.
Ulm Neu-Ulm: BeG VE P/T, 3. März Monatstreff
um 14.30 Uhr, „Krone“, Ulm-Söflingen.
Weiden: BeG Sen. Nordoberpfalz FB 9/10: Mo-
natsvers. immer am 1. Mittw. im Monat, 14 Uhr,
Gaststätte Bräustüberl.
Werra-Meißner: BeG Sen. P/T, gem. Seniorenver-
anstaltung des Werra-Meißner-Kreises, Vorstellung
des Bezirksausschussvors. Dieter Salzmann, 15 Uhr,
Witzenhausen, Mündenerstr. 17, Restaurant
„Gastwerk“. Am 24. Febr. Infoveranst. FB 9/10 in
der Gaststätte „Rost“ in Eschwege/Niddawitzhau-
sen. Am 17. März FB 9/10 Besuch der Tunnelleit-
stelle Eschwege.
Wolfenbüttel: Sen. OV FB 9/10: Sprechst. Jed.
Mittw. für ver.di-Mitgl. 9.30 bis 12 Uhr, ver.di-Büro,
1. Etage, Rosenwall 1, ver.di-Lohnsteuer-Service:
05331/882680.

Redaktionsschluss
nächstes Heft: 21. Februar 2011
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VPV VERSICHERUNGEN
Kundenservice
Postfach 31 17 55
70477 Stuttgart

Name/Vorname

Straße/Hausnr.

PLZ/Ort

Geburtsdatum

Die VPV Vital.
Umfassender Rundum-Schutz bei Krankheit und Unfall.
Gleich ausfüllen und an uns zurücksenden oder
per Fax an 0 18 03/45 55 34 99*. Sie erreichen uns
auch telefonisch unter 0 18 03/45 55 34 38*.
* 0,09€/Min. aus dem Festnetz, Mobilfunk max. 0,42€/Min.

Informieren Sie mich schriftlich über die

VPV Vital

Die VPV Vital. Ein Unfall oder eine schwere

Krankheit können von heute auf morgen das ganze

Leben verändern. Finanzielle Unterstützung ist

gefragt, schnell und unkompliziert – das leistet

die VPV Vital. Mit der Kombination mehrerer Leistungskomponenten bietet

die VPV Vital einen umfassenden Rundum-Schutz bei Krankheit und Unfall.

Vereinbaren Sie einfach ein Beratungsgespräch. Oder besuchen Sie uns

auf www.vpv.de
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Das nachfolgende Gespräch zwischen Arzt und Patien-
tin ist erfunden. Ähnlichkeiten mit der Realität sind al-
lerdings Absicht und von der Politik zu verantworten.

er Arzt blickt mitfühlend auf seine Patientin. „Es gibt

da etwas Neues. Nebenwirkungen treten nur äußerst

selten auf. Sie müssen sich keine Sorgen machen.“

Die Frau rutscht nervös auf dem Stuhl hin und her. „Das

wäre ja großartig. Wenn ich an das letzte Medikament

denke. Die Pusteln und Quaddeln und dann die Schmer-

zen. Das war unerträglich.“

„Das Medikament vom letzten Mal dürfen Sie natürlich

nicht mehr nehmen. Wie gesagt, das neue Medikament ist

quasi nebenwirkungsfrei. Ich verschreibe es auch meinen

Privatpatienten.“

„Aber ich bin keine Privatpatientin.“

Der Arzt räuspert sich und blickt in seine Unterlagen. „Sie

müssten natürlich ein wenig dazu zahlen. Und Sie müss-

ten für das Medikament in Vorleistung gehen.“

„Wie viel?“ haucht die Patientin.

„Das weiß ich nicht. Nur Ihre Krankenkasse kann Ihnen

sagen, wie viel sie Ihnen erstattet.“

„Was schätzen Sie?“

„Im Schnitt müssen Sie zwischen fünfzig und achtzig Pro-

zent der Kosten selbst tragen.“

Die Frau überschlägt die Summe im Kopf. Die Monatskarte

ist seit Jahresanfang teurer, die Wohnungs-Nebenkosten

sind kräftig gestiegen, und das Auto muss in die Werkstatt.

Sie schüttelt den Kopf. „Das kann ich mir im Moment nicht

leisten.“

Der Arzt zuckt bedauernd mit den Schultern. „Dann ist lei-

der dieses Standardmedikament für Sie vorgesehen. Ich

hoffe, Sie vertragen es. Viel Glück!“

Die Frau steigt traurig in ihr Auto und schaltet das Ra-

dio ein. „Die Tarifverhandlungen sind abgeschlossen

und bringen eine ordentliche Lohnsteigerung“,

hört sie die Stimme des Nachrichtensprechers.

Das betrifft ja mich, denkt sie, überschlägt den

Lohnzuwachs und steigt wieder aus. Dieses

Mal ist es noch gut gegangen, dieses Mal

muss ich kein Risiko eingehen. Glück ge-

habt. Danke ver.di. Marion Lühring
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Die Tarifverhandlungen mit der Deutschen Telekom
haben begonnen. Dem Unternehmen geht es gut,
die Anteilseigner haben eine solide Dividende und
darüber hinaus ein Versprechen des Telekom Vor-
standes für eine stabile Dividende für die nächsten
drei Jahre erhalten. Das wäre der richtige Zeit-
punkt, endlich an die Beschäftigten zu denken und
sie am wirtschaftlichen Aufschwung und der her-
vorragenden Ertragslage der Telekom teilhaben zu
lassen. Die Beschäftigten erwarten und haben An-
spruch auf ein ordentliches Mehr im Geldbeutel.

s gibt keinen Grund, die Beschäftigten nicht an den

Produktionsfortschritten der Telekom teilhaben zu

lassen. Die Leistungen der Vergangenheit müssen sich

auch in ihrem Portemonnaie wiederfinden. Dies gilt ins-

besondere für die Beschäftigten in den T-Service-

Gesellschaften. Dort ist die so genannte Ausgleichzulage

zu Beginn des Jahres weggefallen. Diese Lücke muss aus-

geglichen werden. Darüber hinaus sind deutliche Real-

lohnsteigerungen fällig. Die Tarifverhandlungen bei der

Deutschen Telekom AG, der Telekom Deutschland GmbH

und den drei T-Service-Gesellschaften haben am 18. Januar

2011 begonnen. ver.di hat zum Auftakt eine tabellen-

wirksame Anhebung der Gehälter um 6,5 Prozent, zur

Stärkung der unteren Einkommen um mindestens 170

Euro monatlich, bei einer Laufzeit von 12 Monaten, ge-

fordert. Darüber hinaus sollen die Ausbildungsvergütungen

um monatlich 70 bis 90 Euro angehoben werden. Abge-

grenzt zur Tarifforderung sollen Beamtinnen und Beamte

einen Differenzausgleich zwischen der Tarifsteigerung und

der Anhebung der Besoldung erhalten. Gleichzeitig hat

ver.di den Ausschluss betriebsbedingter Beendigungskün-

digungen für die Deutsche Telekom AG und die Telekom

Deutschland GmbH gefordert.

Von der Tarifrunde sind insgesamt rund 105.000 Beschäf-

tigte betroffen. ver.di hat die Forderung gut und präzise be-

gründet. Die Reaktion der Arbeitgeber am Verhandlungs-

tisch war schwach und inhaltslos. ver.di hat keinen Zweifel

daran gelassen im Zweifelsfall die Forderung kämpferisch

durchzusetzen. Klar ist, mit Plattitüden wird die Arbeit-

geberseite den Tarifkonflikt nicht lösen. Dazu gehört ein

ordentliches Angebot auf den Tisch.

Michael Halberstadt

Telekom

Den Einsatz der Beschäftigten
honorieren
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! Gegen Standortekahlschlag

Noch zum Ende des Jahres 2010 ist es dem

ver.di-Fachbereich TK/IT nach monatelangen Ver-

handlungen gelungen, einen Vertrag zur Stand-

ortpolitik der Telekom durchzusetzen. Dieser

Vertrag, der u.a. regionale Beteiligungsaus-

schüsse vorsieht, bildet die Grundlage für den

weiteren Umbau der Telekom und begrenzt die

Willkür des Managements. Es geht darum, in

den nächsten Jahren, soweit möglich, die Ar-

beit bei den Menschen zu lassen und sie in ih-

rem sozialen Umfeld abzusichern. Der rasante

technologische Wandel und die wachsenden

Kundenbedürfnisse nach schneller digitaler

Kommunikation erfordern zwangsläufig An-

passungen im Unternehmen. Doch dazu sollten

vor allem Betriebskonzepte gehören, die wie im

Vertrag vorgesehen, auf die Präsenz in der Flä-

che abstellen und einen Konzernausgelich zum

Prinzip machen. Telearbeit muss ebenso ermög-

licht werden. Sozialverträgliche und möglichst

heimatnahe Beschäftigungsmöglichkeiten sind

über die Grenzen der zum Konzern gehörenden

Gesellschaften hinweg zu erschließen, sie müs-

sen Vorrang vor Einstellungen vom Arbeitsmarkt

haben. Vergebene Leistungen sind in den Kon-

zern zurück zu holen, statt eigenem Personal die

Perspektiven zu nehmen. Statt Leiharbeiter und

fremde Auftragnehmer muss eigenes Personal

oder Personal aus dem Konzern eingesetzt wer-

den.

Das Ziel von ver.di ist es, in den nächsten Jahren,

so weit es geht, die bundesweite Flächenpräsenz

der Telekom zu sichern und somit die Beschäf-

tigung dorthin zu bringen, wo die Menschen

wohnen und ihr soziales Umfeld haben.

! Tarifbewegung

Ein Schwerpunkt in der Tarifbewegung der Te-

lekommunikationsbranche ist die Tarifrunde für

die rund 105.000 Beschäftigten der Deutschen

Telekom AG, der Telekom Deutschland GmbH

und den T-Service Gesellschaften (siehe dazu

auch den Kommentar auf Seite 3). In den be-

gonnen Tarifverhandlungen fordert ver.di die ta-

bellenwirksame Anhebung der Gehälter um 6,5

Prozent. Um die unteren Einkommen zu stärken,

sollen monatlich mindestens 170 Euro mehr ge-

zahlt werden. Die Ausbildungsvergütungen sol-

len um 70 bis 90 Euro angehoben werden.

er ver.di-Fachbereich
TK/IT/DV wird sich

auch in diesem Jahr für
mehr Einkommen, sichere
Arbeitsplätze und gute
Arbeitsbedingungen ein-
setzen: In diesem Jahr fei-
ert die Vereinte Dienst-
leistungsgewerkschaft
ihren zehnten Geburts-
tag. Seit der Gründung
sind über eine Million
neue Mitglieder eingetre-
ten. Die Organisations-
wahlen sind im vollen
Gange. Im April wird die
Bundesfachbereichskon-
ferenz mit ihren Beschlüs-
sen die gewerkschaftli-
chen Ziele in der
Telekommunikations- und
IT- Branche für die nächs-
ten vier Jahre festlegen.
Im Herbst findet der
ver.di-Bundeskongress
statt.

D

Ziele

Gemeinsam für Gute Arbeit

Fotos: © C-Fotolia.com, Fotolia, MEV, ver.di
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Gleichzeitig fordert ver.di den Ausschluss be-

triebsbedingter Beendigungskündigungen für

die Deutsche Telekom AG und die Telekom

Deutschland AG.

Für die Beamteninnen und Beamten will ver.di

zudem einem Differenzausgleich zwischen der

Tarifsteigerung und der Anhebung der Besol-

dung erreichen.

Weitere Tarifverhandlungen wird ver.di bei der

STRABAG, der T-Services Vertriebsgesellschaft

mbH und der Deutschen Funkturm GmbH

durchführen.

In der IT-Branche stehen unter anderem Tarif-

verhandlungen bei der Media Broadcast GmbH

und der Unitymedia Hessen an.

Nach wie vor steht die ver.di-Forderung zur Auf-

nahme von Tarifverhandlungen für einen Tarif-

vertrag Offshore bei der T-Systems; die Tarif-

runde 2012 wird schon frühzeitig in diesem Jahr

vorbereitet. Der sogenannte Gehaltsüberprü-

fungsprozess muss auf den Prüfstand.

! Organisationsentwicklung

Mit dem im letzten Jahr gestarteten IKT-Projekt

will ver.di auch in 2011 neue Impulse bei der

Mitgliederwerbung in der IT- und TK-Branche

setzen. ver.di will das Projekt noch besser in

den Branchen verankern und dadurch Be-

schäftigte für ver.di gewinnen. Zudem hilft es,

ver.di-Strukturen in Unternehmen zu festigen,

in denen gewerkschaftliche Strukturen Start-

hilfe brauchen. Derzeit werden u. a. gemein-

schaftliche Anstrengungen bei SAP, SAP-IDS

Sheer, T-Systems, Hansenet und SNT-Potsdam

unterstützt. So sind in allen Landesbezirks-

fachbereichen entsprechende Schwerpunkt-

bzw. Erschließungsbetriebe festgelegt, in de-

nen das Projekt hilft, wo es gebraucht wird.

! Regulierung

Für die Regulierungs- und Netzpolitiker wird es

ein spannendes Jahr. Über die ver.di-Arbeits-

gruppe Regulierungspolitik begleitet der Fach-

bereich die laufenden Novellierungen und Dis-

kussionen zum Telekommunikationsgesetz, zur

Netzneutralität und zum Breitbandausbau. Für

ver.di schwebt über den Themen ein einheitli-

ches Ziel: Die Rahmenbedingungen für Investi-

tionen in der TK-Branche müssen verbessert

werden. Die Unternehmen müssen dazu ge-

bracht werden, mehr in moderne Glasfaser-An-

schlussnetze zu investieren, um damit für die

nächsten Jahre Arbeitsplätze zu sichern und

neue Arbeitsplätze zu schaffen.

ver.di fordert seit Jahren einen modernisierten

Universaldienst, um auf Basis eines wettbewerb-

lich organisierten Breitbandausbaus zügig spür-

bare Fortschritte im Ausbau einer leistungsfähi-

gen Glasfaserinfrastruktur zu ermöglichen. Nun

hat sich selbst das WIK (Wissenschaftliches Insti-

tut für Infrastruktur- und Kommunikationsdienste

GmbH) dieser Forderung angenommen und tritt

für einen monatlichen „Breitbandeuro“ ein, der

auf jeden Anschluss erhoben werden soll, um ei-

nen Fond zur Breitbandausbaufinanzierung zu

schaffen. Das gibt Zuversicht für 2011.

Peter Praikow

ver.di wird auch künftig nicht

nachlassen in ihren Positionen

und Forderungen nach einer

gerechteren Gesellschaft mit

gerechten Löhnen, gesetzlich

abgesicherten Mindestlöhnen,

einem leistungsfähigen und

bezahlbaren Gesundheitswe-

sen, einer gerechten Renten-

politik und Guter Arbeit. Be-

sonders das Thema „Gute

Arbeit“ bleibt im Mittelpunkt

der ver.di-Politik.

Die Qualität der Arbeit ist ein

Thema, das es verdient, in der

innerbetrieblichen und politi-

schen Öffentlichkeit einen

erstrangigen Platz einzuneh-

men. ver.di hat sich als erste

Gewerkschaft in der Bundesre-

publik zum „Recht auf gute

Arbeit“ bekannt und setzt sich

auch in 2011 für die soziale

Verankerung dieses Rechts ein.

Gut ist eine Arbeit, die der Ge-

sundheit und der Persönlich-

keitsentwicklung der Arbeit-

nehmerinnen und

Arbeitnehmer förderlich ist,

die sie ausfüllt und fordert, in

der sie Wertschätzung und

Respekt erfahren; eine Arbeit,

die gesellschaftlich nützlich ist,

die eine vernünftige Lebens-

planung ermöglicht, durch die

ein Einkommen zu erzielen ist,

das von den Beschäftigten als

leistungsgerecht empfunden

wird, und nicht zuletzt: Gut ist

eine Arbeit, die auf Teilhabe

basiert.

Der von der Telekom geplante

Standortekahlschlag, bei dem

massive negative Folgen für

die Beschäftigten in Kauf ge-

nommen werden, wieder-

spricht diesem Anspruch voll

und ganz.



Seit 1. Januar 2011 gelten beim
Arzt und in der Apotheke andere
Regeln: Statt Sachleistung kann
beim Arzt direkt auf Rechnung
bezahlt und in der Apotheke ein
wirkstoffgleiches Medikament
gegen Zahlung der Mehrkosten
gewählt werden. Doch das kann
teuer werden.

er.di mahnt zur Vorsicht: Die vermeintliche

Wahlfreiheit, kann schnell zur riskanten

Kostenfalle werden. Ein Besuch beim Radiologen

kann 600 EUR kosten. Beim Internisten sind es

im Schnitt rund 250 EUR. Und in der Apotheke

geht es wie im Spielcasino zu. Die Patienten

bleiben auf bis zu 90 Prozent des Arzneimittel-

preises sitzen. Was die Krankenkasse nämlich

wirklich beim gewählten Medikament erstattet,

das weiß nicht einmal der Apotheker.

! Vorkasse beim Arzt

Bisher galt: Wer zum Arzt ging, wurde dort un-

tersucht und behandelt. Die Kosten dafür wur-

den von der Krankenkasse bezahlt. Patient/in

und Arzt mussten sich nicht darum küm-

mern. Doch nun bei der Vorkasse gibt es

schon während der Behandlung die

Rechnung. Wie hoch der Preis für die

ärztliche Leistung ist, und wann

die Rechnung zu bezahlen ist,

vereinbaren Arzt und Pa-

tient/in. Und da liegt das Pro-

blem. Denn der Arzt kann bei

Vorkasse dem gesetzlich Ver-

sicherten den gleichen Be-

trag in Rechnung stellen, wie

einem Privatpatienten.

Als Wahlleistung war Kos-

tenerstattung schon bisher

in Ausnahmefällen möglich.

Jetzt wird die ungeliebte

Kostenerstattung zur attrak-

tiven Vorkasse. Für Ärztinnen

und Ärzte wird es lukrativ, Patient/innen

mit Vorkasse bei der Terminvergabe vor-

zuziehen.

! Vorkasse in der Apotheke

Gesetzlich Versicherte können in der

Apotheke statt des eigentlich abzuge-

benden Arzneimittels gegen Vorkasse

ein anderes Medikament mit dem-

selben Wirkstoff wählen. Doch

auch hier ist Vorsicht geboten:

Diese Mittel sind regelmäßig teurer

aber nicht unbedingt besser. Denn

Rabatte für die Kassen werden den

Patient/innen nicht gewährt. Zu-

dem ist das Verfahren der Kosten-

erstattung für Patient/innen nicht

von Vorteil. Sie müssen zunächst

dem Apotheker den Preis für das

Medikament bezahlen, die Rech-

nung bei ihrer Krankenkasse einrei-

chen und erhalten dann einen Teil der Kosten er-

stattet. Wie viel davon steht in den Sternen.

Nicht selten müssen bis zu 90 Prozent vom

GESUNDHEITSPOLITIK KOMM 1/2 2011
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ver.di warnt vor Kostenfalle

Vorkasse beim Arzt und in
der Apotheke ist riskant

v

Das gilt ab

2011
Beitragserhöhung: Die Beiträge

werden um 0,3 Prozentpunkte auf

8,2 Prozentpunkte für GKV-Mitglie-

der erhöht. Arbeitgeber zahlen künf-

tig 7,3 Prozentpunkte. Ihr Beitrags-

anteil wird eingefroren und bleibt auf

Dauer fest.

Kopfpauschale: Prozentuale Zu-

satzbeiträge sind nicht mehr mög-

lich. Sie werden zur Kopfpauschale.

Alle Mitglieder einer Kasse zahlen

den gleichen EUR-Betrag, unabhän-

gig vom Einkommen. Die Kopfpau-

schale soll alle künftigen Kostenstei-

gerungen der Krankenkassen

abdecken und wird nur noch von

GKV-Mitgliedern erhoben. Arbeitge-

ber werden nicht beteiligt. Bis 2020

wird mit einer Kopfpauschale in

Höhe von 72 EUR gerechnet – zu-

sätzlich zum einkommensabhängi-

gen Beitrag. Alle zahlen dieselbe

Kopfpauschale, Teilzeitbeschäftigte

im Call-Center genauso wie Abtei-

lungsleiter.

Sozialer Ausgleich: Auch der Bun-
desgesundheitsminister weiß: Die

Kopfpauschale braucht einen „so-

zialen Ausgleich“. Niemand soll mehr

als zwei Prozent seines sozialversi-

cherungspflichtigen Einkommens für

die zusätzliche Pauschale aufwen-

den. Dieser Ausgleich sollte sich aus

Steuermitteln finanzieren. Die aber

gibt es nicht. Deshalb wendet Rösler

einen Trick an: Der Sozialausgleich

wird von den Versicherten bezahlt –

aus dem Gesundheitsfonds. Und

noch etwas: Ausgeglichen werden

nur von der Bundesregierung fest-

gelegte Durchschnittsbeträge. Die

tatsächliche Kopfpauschale der Kran-

kenkasse kann deutlich höher sein.

2011 hat die Bundesregierung die

Durchschnittspauschale auf 0,00 EUR

festgelegt. Das heißt, es gibt keinen

Ausgleich, auch wenn die persönli-

che Belastungsgrenze überschritten

ist. Am Ende des Jahrzehnts werden

drei Viertel der GKV-Mitglieder einen

Sozialausgleich brauchen.
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Patienten selbst bezahlt werden. Der Gesetzgeber

will, dass den Krankenkassen keine zusätzlichen

Kosten entstehen. Sie sollen sogar weniger Geld

für Arzneimittel ausgeben. Die angebliche Wahl-

freiheit wird damit zur teuren Kostenfalle.

! Risiko meiden – bei
Sachleistung bleiben

Alle gesetzlichen Krankenkassen sind verpflich-

tet, den Patienten ab 2011 die Wahlmöglichkeit

anzubieten. Neue Gesetze weiten die Möglich-

keiten zur „Kostenerstattung“ aus. Der Begriff

„Kostenerstattung“ signalisiert, dass die Kran-

kenkasse die Kosten auch erstattet. Tatsächlich

ist es aber so, dass zwischen 60 und 75 Prozent

der Behandlungskosten beim Arzt nicht von der

Kasse übernommen werden, sondern vom Pa-

tienten bezahlt werden müssen. Patient/innen

und nicht die Kasse sind dem Arzt gegenüber in

der Pflicht. Und gezahlt werden muss selbst

dann, wenn die Kasse überhaupt nichts erstat-

tet – z.B. wenn es sich um keine Kassenleistung

handelt, oder der Arzt die Leistung nicht in der

geforderten Qualität erbracht hat. Das gleiche

gilt in der Apotheke. Auch hier ist der Patient

oder die Patientin gegenüber dem Apotheker in

der Zahlungspflicht, unabhängig davon, wie viel

die Kasse zahlt.

! Weitere Informationen darüber, wie
Schwarz/Gelb die „Drei-Klassen-
Medizin“ fördert:

http://www.gesundheitspolitik.verdi.de
http://www.gerecht-geht-anders.de

Herbert Weisbrod-Frey

Bereichsleiter ver.di Gesundheitspolitik

Facharzt für

Innere Medizin

Frauen-

heilkunde

Radiologie

Labor-

medizin

Orthopädie

Bei einer Behandlungseinheit fielen diese Beträge an:

Das stellt
der Arzt in
Rechnung

428,65

247,00

835,90

115,28

568,08

Das erstattet
die Kranken-

kasse

178,37

102,47

206,20

31,30

207,97

Das zahlt
der Patient

250,28

144,53

629,70

83,98

360,11

Anteil des
Patienten

ca. 68 %

ca. 59 %

ca. 75 %

ca. 73 %

ca. 63 %

Quelle: Eigene Darstellung auf Datenbasis der AOK Baden-Württemberg

Weniger Leistungen: Damit die

großen Zusatzbeiträge noch nicht im

Wahljahr 2011 anfallen, wird den

Kassen eine zweijährige Nullrunde

verordnet – bei erheblich mehr

Pflichtaufgaben. Damit steht weniger

Geld für die Beratung der Versicher-

ten zur Verfügung. Die Krankenhäu-

ser müssen nochmehr bei der Pflege

sparen.

Vorkasse: Kassenärzte und andere

Dienstleister in der ambulanten Ge-

sundheitsversorgung dürfen auch

Kassenpatienten gegen Rechnung

behandeln. Das ist in der Regel teu-

rer. Die Kasse erstattet nur den Teil

des Betrags, den sie zu zahlen hätte.

Den Großteil zahlen die Versicher-

ten. Auch in der Apotheke gibt es

Vorkasse. Sie heißt dort Mehrkos-

tenregel.Wer einMedikament wählt,

das teurer ist als mit seiner Kranken-

kasse vereinbart, muss die Mehrkos-

ten selbst tragen. Diese Mehrkosten

können erheblich sein, denn Herstel-

lerrabatte für die Kassen betragen

manchmal bis zu 80 Prozent des Prei-

ses. Welche Kosten beim Patienten

hängen bleiben ist völlig intranspa-

rent. ver.di warnt ausdrücklich vor

dieser Kostenfalle. Die vermeintliche

Wahlfreiheit, kann teuer werden.

Schnell können das mehrere hundert

Euro sein.

Private Krankenversicherung:Das
Ventil zum Wechsel gut Verdienen-

der zur Privaten Krankenversicherung

(PKV) wird weit geöffnet. Schon wer

ein Jahr lang die Versicherungs-

pflichtgrenze überschreitet, kann zur

PKV wechseln. Bisher waren es drei

Jahre. Doch Vorsicht beim Wechsel.

Ein einfaches Zurück gibt es nicht.

Mehr dazu in den
ver.di Sonderinformationen:
http://www.gesundheitspoli-
tik.verdi.de
http://www.gerecht-geht-an-
ders.de

Herbert Weisbrod-Frey

Bereichsleiter

ver.di Gesundheitspolitik

Foto: © Wolfgang_S-Fotolia.com
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Der Gesamtpersonalrat (GPR) der Bun-
desnetzagentur hat für seine vorbild-
liche Arbeit den Sonderpreis der DGB-
Jugend im Rahmen des erstmals
verliehenen Personalräte Preises in
2010 gewonnen. Mit dem Preis will
der Deutsche Gewerkschaftsbund das
Geleistete anerkennen und einen
würdigen Rahmen schaffen, darüber
zu berichten.

er GPR erhielt den Preis für sein Projekt

„Wahlen als Grundelement der Demokra-

tie“. Im Rahmen dieses Projektes haben die Aus-

zubildenden eigenverantwortlich die Wahlen zur

Jugend- und Auszubildendenvertretung durch-

geführt.

Durch das Projekt ist die Wahlbeteiligung auf

über 90 Prozent gestiegen. Das Interesse der

Auszubildenden an der Arbeit der Interessens-

vertretungen wurde überdurchschnittlich ge-

weckt, so dass fast jeder dritte Auszubildende

für ein Gremium kandidierte – die Mehrheit da-

von für ver.di.

Durch die zunehmend komplexere Arbeitswelt

sind die Anforderungen an Personalräte gestie-

gen. Dies erfordert stetige Einsatzbereitschaft

und Motivation, sich für die Belange der Be-

schäftigten einzusetzen. Doch was dem Dienst-

herr häufig ein Dorn im Auge ist, wird von der

Belegschaft oft genug als „Dienstleistung“ für

selbstverständlich genommen. Statt Anerken-

nung und Bestätigung gibt es von beiden Seiten

häufig nur Kritik. Genau hier will der „Deutsche

Personalräte-Preis“ ein Zeichen setzen.

Ausgezeichnet und gewürdigt werden Projekte

unabhängig davon, ob sie von einzelnen Perso-

nalratsmitgliedern, kompletten Gremien oder

auch dienststellenübergreifenden Kooperatio-

nen durchgeführt werden. Die Auszeichnung

soll Personalräte motivieren, sich aktiv, kreativ

und gestaltend für die Bewältigung von Krisen

und die Erhaltung und Schaffung von vollwerti-

gen Arbeitsplätzen einzusetzen.

Veranstalter sind die Zeitschrift „Der Personal-

rat“ in Kooperation mit dem Schöneberger Fo-

rum, ein offenes Diskussionsforum des DGB für

die Fortentwicklung des öffentlichen Dienst-

rechts. Einmal jährlich im Herbst lädt der DGB in

Kooperation mit der Zeitschrift „Der Personal-

rat“ zu dieser Tagung ein. Der Preis wird auch im

nächsten Jahr wieder ausgelobt.

Weitere Informationen
zum Deutschen Personalräte Preis:
http://www.dprp.de/deutscherpersonal-
raete-preis/index.php

Christoph Heil (Quelle: DGB)

Deutscher Personalräte Preis

GPR der Bundesnetzagentur
gewinnt Sonderpreis

D

Konferenz

für Betriebs- und
Personalräte

Sind
Frauen im
Kommen?
ver.di-Bildung und Beratung
lädt vom 29. bis 30. März
nach Hamburg zur Konfe-
renz für Betriebs- und Per-
sonalräte unter dem Titel
„Sind Frauen im Kommen?“
ein.

er Gehaltsunterschied zwi-

schen Männern und Frauen

beträgt im Durchschnitt 23 Pro-

zent. Frauen sind stärker von Ar-

mut betroffen als Männer. Sie wer-

den häufiger in Mini-Jobs

gedrängt, und trotz guter Qualifi-

kation sind sie seltener in der Füh-

rungsspitze.

Auf der Konferenz soll der Frage

nachgegangen werden, warum

die Realität noch so weit von der

Gleichstellung entfernt ist.

Die stellvertretende ver.di-Vorsit-

zende Margret Mönig-Raane wird

mit der Frage „Brauchen wir die

Quote?“ ins Thema einführen.

Weiter geht es mit Vereinbarun-

gen zur Gleichstellung im Betrieb,

Gleichstellung in EU-Ländern und

Mini-Jobs. Der erste Tag klingt mit

einem Erfahrungsaustausch aus,

und der zweite Tag stellt die

Herausforderungen und Hand-

lungsmöglichkeiten für Interessen-

vertretungen in den Mittelpunkt.

Anmeldungen bei verdi-bub:
http://www.verdi-bub.de oder
Tel. (0211)9046-813/-0

D

Stellvertretend für die

Kolleginnen und Kollegen

seines Gremiums nahm

der stellvertretende Ge-

samtpersonalratsvorsit-

zende Jan Jörg Bachmann

den Preis entgegen.

Foto: Privat


